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Das Verwaltungsgericht in Gelsenkirchen hat am 1. April 
2026 entschieden, dass die Allgemeinverfügung zu 
Mindestbeförderungsentgelten der Stadt Essen gegenüber zwei 
Antragstellerinnen eines Eilverfahrens vorläufig nicht vollzogen 
werden darf.  

Das Urteil stellt die grundsätzliche Zulässigkeit von 
Mindestbeförderungsentgelten nicht infrage. Auch die 
Begründung der Stadt Essen für die Einführung solcher 
Mindestbeförderungsentgelte wird nicht verworfen. Vielmehr 
stellt das Gericht auf die konkrete Ausgestaltung der 
Mindestbeförderungsentgelte ab. Diese seien nicht hinreichend 
bestimmt. Das bedeutet: Es ist nicht zweifelsfrei klar, wie die 
Mindestbeförderungsentgelte in jedem Einzelfall zu berechnen 
sind.  

Die hinreichende Bestimmtheit eines Verwaltungsakts ist 
ganz grundsätzlich eine Voraussetzung für dessen 
Rechtmäßigkeit. In Essen ging es ganz konkret um die Frage, wie 
mit Fahrten umzugehen ist, die nicht vollständig innerhalb des 
Stadtgebiets stattfinden, die also in das Stadtgebiet hineinführen, 
aus dem Stadtgebiet herausführen oder das Stadtgebiet 
zwischenzeitlich verlassen, obwohl Start und Ziel innerhalb des 
Stadtgebiets liegen. In diesen Fällen sieht das Gericht 
Unklarheiten, wie das Mindestbeförderungsentgelt zu berechnen 
ist, und hat deshalb entschieden, die Anwendung der 
Allgemeinverfügung gegenüber den Antragstellerinnen bis zur 
Entscheidung in der Hauptsache auszusetzen.  

 

Leitsatz: 

Die streitgegenständliche personenbeförderungsrechtliche 
Allgemeinverfügung, die Mindestbeförderungsentgelte für Fahrten 
mit Mietwagen vorgibt, deren Start- und/oder Zielpunkt innerhalb 
des Stadtgebiets liegt, ist unbestimmt, weil davon auch solche 
Fahrten erfasst werden, die außerhalb des Stadtgebiets beginnen 
oder enden oder im Ballungsraum teilweise über Strecken außerhalb 
des Stadtgebiets führen und damit die Berechnung des 
Beförderungsentgelts unklar ist. 
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Hier die wichtigsten Fragen und Antworten zum Urteil:  

 

Zulässigkeit von Mindestbeförderungsentgelten 

 

Hat das Gericht sich zur grundsätzlichen Zulässigkeit von 
Mindestbeförderungsentgelten geäußert?  

Nein. An der grundsätzlichen Zulässigkeit von 
Mindestbeförderungsentgelten hat das Gericht keine 
Zweifel geäußert.  

 

Hat das Gericht sich zur Zulässigkeit des Sofortvollzugs geäußert?  

Ja. Die Anordnung des Sofortvollzugs war in Essen 
ausreichend begründet.  

 

Hat das Gericht sich zur zulässigen Höhe der 
Mindestbeförderungsentgelte für Mietwagen geäußert? 

Nein. Das Gericht hat sich nicht zur Höhe der 
Mindestbeförderungsentgelte geäußert (in Essen: 7 % 
unter Taxitarif) . 

 

Sind Mindestbeförderungsentgelte für Mietwagen nach dem Urteil 
des VG Gelsenkirchen zulässig? 

Ja. Der Maßstab der Zulässigkeit von 
Mindestbeförderungsentgelten gilt unverändert und hat 
durch das Gericht keine weitere Konkretisierung erfahren.  

 

Warum hat das Gericht trotzdem die Anwendung der 
Allgemeinverfügung ausgesetzt? 

Das Gericht ist der Überzeugung, dass die Berechnung des 
Mindestbeförderungsentgelts für Fahrten über die 
Grenzen des Stadtgebiets nicht hinreichend bestimmt ist.  
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Hat das Gericht neue Hürden für Mindestbeförderungsentgelte 
aufgestellt? 

Nein. Das Gericht hat aber einen Grundsatz des 
Verwaltungsrechts – den Bestimmtheitsgrundsatz – 
betont. Das Urteil ist eine Mahnung an Städte, 
Mindestbeförderungsentgelte hinreichend zu bestimmen.  

 

Bestimmtheit der Mindestbeförderungsentgelte 

 

Was genau bewertet das Gericht als nicht hinreichend bestimmt? 

Es geht um die Fahrten über die Grenzen des Stadtgebiets. 
Diese fallen laut dem Wortlaut der Allgemeinverfügung in 
deren Anwendungsbereich: „Für jede Beförderungsfahrt 
mit Mietwagen (§ 49 Absatz 4 PBefG), deren Start- und / oder 
Zielpunkt innerhalb des Stadtgebiets liegt, gelten die […] 
festgelegten Mindestbeförderungsentgelte.“ Für das 
Gericht ist bei Fahrten über die Grenze des Stadtgebiets 
unklar, ob das Mindestbeförderungsentgelt für die 
gesamte Wegstrecke zu berechnen ist oder nur für 
denjenigen Teil der Wegstrecke, der sich innerhalb des 
Stadtgebiets befindet.  

 

Was folgt aus einem Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz? 

Die unzureichende Bestimmtheit führt zur 
Rechtswidrigkeit der Allgemeinverfügung.  

 

Für welchen Bereich darf die Stadt ein Mindestbeförderungsentgelt 
festlegen? 

Eineindeutig ist das nach dem Urteil des VG Gelsenkirchen 
nur für Fahrten, die innerhalb des Stadtgebiets beginnen, 
dann das Stadtgebiet nicht verlassen und schließlich 
innerhalb des Stadtgebiets enden. Ob bereits der Start- 
und Zielort innerhalb des Stadtgebiets ausreichend sind, 
auch dann, wenn ein Teil der Wegstrecke außerhalb des 
Stadtgebiets verläuft, um die Zuständigkeit der Stadt 
herzustellen, wird vom Gericht nicht abschließend 
bewertet.  
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Was müssen Städte nach dem Urteil zusätzlich beachten, um 
Mindestbeförderungsentgelte rechtssicher einzuführen?  

Neben einer hinreichenden Begründung der Einführung 
von Mindestbeförderungsentgelten ist auch auf eine 
ausreichende Bestimmtheit der Mindest-
beförderungsentgelte zu achten. Insbesondere ist der 
genaue Anwendungsbereich klar zu definieren.  

 

Wie haben andere Städte die Bestimmtheit erreicht?  

Die Stadt Heidelberg hat den Anwendungsbereich der 
Allgemeinverfügung auf ihr Stadtgebiet beschränkt: „Für 
jede Fahrt mit Mietwagen innerhalb des Stadtgebiets 
Heidelbergs, die dort sowohl beginnt als auch endet, gelten 
die […] Mindestbeförderungsentgelte.“  

 


